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«NICHT SO ERNST NEHMEN»

Neonazis soll man ignorieren, solange sie nicht straffällig werden,
meint Christoph Blocher. Und die Befürworter der 18-Prozent-
Initiative kann er gut verstehen.

An der diesjährigen Albisgüetli-Rede haben Sie gesagt, die Gefahr sei gross, dass sich
Volksvertreter, kaum sind sie gewählt, über das Volk erheben. Haben Sie sich über das
SVP-Volk erhoben?
Wie kommen Sie auf diese Idee?
 
In Zusammenhang mit der 18-Prozent-Initiative.
Wer eine andere Meinung hat, braucht sich deswegen nicht über das Volk zu erheben. Sich
über das Volk erheben heisst: das Volk nicht ernst nehmen, es verachten. Das ist bei mir
nicht der Fall. Die Probleme der Überfremdung sind ernst zu nehmen, allerdings taugt eine
Bestandesquote nicht als Lösung. Nur: Wer eine Quote will, ist deswegen doch kein Rassist,
Rechtsextremer oder Fremdenfeind. Er will einen meines Erachtens falschen Weg.
 
Sie werden nicht zum ersten Mal von Ihrer Basis überstimmt. Bei den bilateralen Verträgen
ist die Auns ausgeschert.
Ich war der Meinung, die Auns solle keine Parole ausgeben, weil das kein Thema für die
Auns war. Die Auns ist eine Lobby für die Unabhängigkeit und die Neutralität und keine
Partei. Die Mitgliederversammlung war dann anderer Meinung. Das gehört doch zur
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Demokratie. Sonst müssten wir gar keine Abstimmungen durchführen, wenn die Mitglieder
keine andere Parole fassen dürften als der Präsident. Wenn man mir vorwirft, ich hätte die
Basis nicht mehr im Griff, ist das die Sprache von Diktatoren. Nur Diktatoren haben Leute
im Griff.
 
Sie haben gesagt, die bilateralen Verträge seien schlechte Verträge ...
 ... eindeutig.
 
Und trotzdem haben Sie diese Verträge nicht bekämpft. Sie haben auf die Wirtschaft
Rücksicht genommen. Sie sind ein Opportunist.
Einer der wenigen Vorwürfe, die ich noch nie gehört habe. Ich habe bereits im Nationalrat
erklärt, diese Verträge seien schlecht, denen könne ich nicht zustimmen. Aber ich war gegen
das Referendum. Denn selbst wenn das Volk diese Verträge abgelehnt hätte, hätte ja
dieselbe Regierung neue Verträge aushandeln müssen. Das Resultat wäre kaum besser
geworden. Es gibt Situationen in der Politik, in denen man sich auch mit Schlechtem,
Ungenügendem abfinden muss.
 
Man erlebt Sie sonst mit anderem Temperament.
Ich kämpfe für das Wesentliche. Beim EWR-Vertrag lohnte es sich, bis zu den Grenzen der
Erschöpfung zu gehen, denn wenn der EWR durchgegangen wäre, wäre die Schweiz innert
kürzester Zeit in der EU gelandet. Da musste ich alles geben. Bei den bilateralen Verträgen
hätte sich der Einsatz nicht gelohnt. Und bei der 18-Prozent-Initiative muss ich auch nicht
auf die Barrikaden, weil es 190 andere Parlamentarier gibt, die dagegen ankämpfen - zudem
erst noch all die Moralisten, all die selbstgerechten und selbst ernannten Apostel.
 
Sie meinen die Leute vom «Appell für eine tolerante Schweiz»?
Ich meine die, die jetzt jeden Tag in der Zeitung sagen, man müsse tolerant sein. Das sind
doch Heuchler. Es gibt kein Land auf der ganzen Welt, das die Einwanderung nicht
beschränkt.
 
Sie, Herr Blocher, spielen den Wirtschaftspolitiker, und Ihr Auns-Sekretär Hans Fehr ist der
Mann fürs Grobe, der einmal gegen die Bilateralen, dann für die 18-Prozent-Initiative
kämpft. Eine ideale Arbeitsteilung.
Wir haben nichts abgemacht, ich habe gar nicht gewusst, dass Hans Fehr nach Genf geht
und für die 18-Prozent-Initiative redet. Er ist gewählter Nationalrat, er vertritt seine
Meinung, ich die meine.
 
Eben, Ihr Mann fürs Grobe.
Ich kenne Fehr schon lange. Er hat einen direkten politischen Stil und sagt, was er denkt. Er
trägt seine Gedanken holzschnittartig vor, und das ist gut so.
 
Holzschnitzartig?
Nein, holzschnittartig. Wer einen Holzschnitt macht, muss sich differenziert mit einem
Gegenstand befassen, um ihn dann aufs Wesentliche zu reduzieren, um ihn in wenigen
Zügen aufs Papier bringen zu können. Wer als Politiker nicht anstösst, malt so lange, bis er
am Schluss keine Konturen mehr hat.
 
Werden Sie nun von rechts überholt?
Das weiss ich nicht, das ist mir auch egal. Rechts von der SVP sollte es keine demokratisch
legitimierte Partei geben - und andere interessieren mich nicht.
 
Die Berner SVP-Nationalrätin Ursula Haller klagt über den ausländerfeindlichen Ton in
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der SVP.
Ich habe mit Ursula Haller schon ein paar Mal darüber gesprochen. Sie ist persönlich
betroffen, weil sie einen Adoptivsohn aus Indien hat. Ich sage ihr: Du darfst nicht so
empfindlich sein. Es hat niemand etwas gegen deinen Adoptivsohn.
 
Adolf Ogi sprach vom Flugsand der Unzufriedenen.
Ich wehre mich gegen das Wort «Flugsand». Nazis haben Menschen als Flugsand
bezeichnet. Ich wehre mich dagegen, dass man Leute, die unzufrieden sind, als Flugsand
bezeichnet. Von hier ist es nicht mehr weit bis zum Kanonenfutter.
 
Sie überfordern Ihre Basis intellektuell. Wirtschaftlich sind Sie weltoffen, politisch ein
Isolationist.
Wir sind doch keine Isolationisten, so ein Unsinn.
 
Politisch schon.
Nein. Wir sind für eine weltoffene Schweiz, aber wir sind dagegen, dass man die Schweiz
so einbindet, dass sie nicht mehr selber entscheiden kann. Das hat nichts mit Isolation zu
tun. Ich betrachte es auch als Überheblichkeit, es als intellektuelle Überforderung zu
bezeichnen, wenn die Basis anderer Meinung ist. Die einfachen Leute durchschauen die
politischen Zusammenhänge nicht schlechter als die Intellektuellen.
 
Bei der 18-Prozent-Initiative sieht die SVP-Basis die wirtschaftlichen Zusammenhänge
nicht.
Diese Leute wollen ein Zeichen setzen, damit denen in Bern klar wird, dass die Politik zu
ändern ist. Leute, die nicht so gebildet sind, haben andere Antennen. Dass die schlechter
sind, glaube ich nicht. Es ist leichter, Intellektuelle oder höhere Kader mit einer falschen
Theorie hinters Licht zu führen als einfache Leute. Am leichtesten ist es bei den
«Halbgebildeten». Die Arbeiter aber fragen: Meint er wirklich, was er sagt? Steht er zum
Unternehmen? Steht er zu uns? Das Motiv ist ihnen das Wesentliche. Aus einem guten
Motiv resultiert selten etwas Schlechtes, aber aus einem schlechten Motiv kommt selten
etwas Gutes. Die Intellektuellen glauben gern an die Theorie, die ja konstruiert sein kann.
 
Übernimmt der rechte Rand der Unzufriedenen die Mehrheit der SVP?
Nein. Und was heisst schon die Unzufriedenen? Der Mittelstand ist heute zu Recht
unzufrieden. Warum soll er nicht den Ton angeben? Ich bin auch unzufrieden, dass die
Schweiz von allen OECD-Staaten dasjenige Land ist, das in den letzten Jahren die Steuern
am meisten erhöht hat - erst noch mit bürgerlicher Mehrheit.
 
Sind Sie auch unzufrieden, dass der 1. August von Neonazis gestört wurde?
Ich bin nicht zufrieden, wenn 1.-August-Feiern gestört werden, ob von Neonazis oder von
anderen. In diesem Jahr buhten sie bei Bundesrat Villiger, letztes Jahr bei mir. Aber es darf
doch einer Buh rufen, wenn ich rede.
 
Auch wenn es ein Neonazi ist?
Dann vor allem. Ich bin froh, wenn er mit mir nicht einverstanden ist. Ich bedaure, dass es
da so Spinner gibt, Wirrköpfe wie Skinheads. Ihre Gestaltungskraft muss man nicht so ernst
nehmen.
 
Spinner? Nicht ernst nehmen?
Spinner können gefährlich werden. Wenn sie Unrecht begehen, schiessen, gewaltsam
werden, dann sind sie wie Kriminelle zu behandeln. Aber nur weil jemand Buh ruft, kann
man ihn nicht einkacheln.
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Die Neonazis haben auf dem Rütli nicht nur Buh gerufen.
Das weiss ich nicht. Hingegen weiss ich, dass kürzlich ein chilenischer Exminister zu einer
Vorlesung an die Uni Zürich eingeladen wurde. Er wurde gehindert, seine Rede zu halten.
Ich habe nun im «Tages-Anzeiger» gelesen, das sei auch eine demokratische
Meinungsäusserung, wenn man einen Redner nicht zu Wort kommen lasse. Da bin ich
anderer Meinung. Wird man am Reden gehindert, ist die Versammlungsfreiheit in Gefahr.
Wenn Villiger auf dem Rütli am Reden gehindert worden wäre, hätte man diese Leute
strafen müssen.
 
Wie soll der Staat gegen Neonazis vorgehen?
Wir haben eine Rechtsordnung. Wenn die verletzt wird, muss man diese Leute bestrafen.
Fertig. Auf der andern Seite muss man untersuchen: Was sind das für Junge? Was führt
diese Jungen in diese Zirkel? Eine verbale Verurteilung wird wohl das Gegenteil bewirken.
 
Soll man sie ignorieren?
Blocher: Solange sie nicht kriminell werden, kann man sie ignorieren. Sein lassen.
 
 Die wichtigste Grundlage, mit dem der Bundesrat gegen Neonazis vorgehen will, ist das
Anti-Rassismus-Gesetz. Da waren Sie nur halbherzig dafür.
Nachdem der Bundesrat diesen unseligen Artikel vorgelegt hatte, wollte ich nicht antreten,
um nicht den Applaus der falschen Leute zu erhalten. Ich habe in der Vernehmlassung
jedoch dem Bundesrat geschrieben, er solle den Artikel nicht vorlegen. Der Rassismus-
Artikel werde den Rassismus fördern. Das traf leider auch ein. Wenn die Gesinnung unter
Strafe gestellt wird, findet der Rassismus im Untergrund statt und dehnt sich dann aus. Ich
bin der Meinung, Rassismus soll man gar nicht erst aufkommen lassen, indem man ihn
offen widerlegt.
 
Sie fordern Prävention?
Blocher: Ich habe diese Skinheads nur einmal gesehen, bei einer Kundgebung von uns in
Zürich. Mein Frau sagte ihnen, dass wir sie bei unserem Umzug nicht dabei haben wollten.
Sie machten einen innerlich verwahrlosten Eindruck, abstrus und ausgestossen. Bei den
Skinheads gibt es keine geistigen Köpfe wie damals bei der Roten-Armee-Fraktion, die
gewaltsam den Staat umkrempeln wollte.
 
Sie verharmlosen.
Ich wiederhole: Wenn sie straffällig werden, muss man gegen sie vorgehen, strikt, und
nichts entschuldigen mit einer schweren Jugend oder sonstwie. Man muss gegen die
vorgehen wie gegen ein Kind in der Pubertät: Man muss klare Grenzen setzen. Skinheads
tun ja auch wichtig. Wenn die ihre Hand in die Höhe halten und merken, dass uns das stört,
tun sie es wieder. Bei Nichtbeachtung hören sie von selbst auf.
 
Welche nächsten Ziele verfolgt der Politiker Blocher?
Die Steuern, Abgaben und Gebühren müssen runter. Als ich im Albisgüetli vor drei Jahren
sagte, wer zu viel Steuern zahle, schade der Heimat, gab es ein furchtbares Gejaule. Aber
jetzt will auch Villiger um eine Milliarde senken. Im Kanton Zürich haben wir die
Erbschaftssteuer abgeschafft, die Kantonssteuern wurden um 3 Prozent gesenkt, aber wir
wollen sie um weitere 17 Prozent senken. Der Kanton Zürich ist ein wichtiger Kanton, das
gibt einen Schneeballeffekt. Die Nationalratswahlen waren erfreulich heilsam: Wir haben
jetzt ein viel stärkeres Gewicht. FDP und CVP nehmen in den Sachvorlagen jetzt aus Angst
vor Wählerschwund mehr Rücksicht.
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Wo?
In der Europafrage ist es ganz frappant, aber auch in der Steuerfrage. Ich merke es im Rat,
bei den Abstimmungen, etwa bei der zweiten Gotthardröhre. Das ist auch der Sinn von
Wahlen, dass etwas passiert. Es ist erfreulich, dass die Freisinnigen bei den drei
Energieabstimmungen auf das Drei-mal-Nein eingeschwenkt sind.
 
Kommt es zum Drei-mal-Nein, will die Linke die Liberalisierung des Stroms verhindern. Ein
Eigengoal.
Dann werden wir eine Volksinitiative zur Liberalisierung der Elektrizitätsversorgung
einreichen, damit der Strom endlich billiger wird.
 
Was heisst wir?
Blocher: Ich werde mich in der SVP dafür einsetzen, dass wir dies tun. Dann hoffe ich auf
die Unterstützung der Wirtschaftsverbände. Eine künstliche Verteuerung der Energie
werden wir nicht zulassen.
 
Sie wollen die SVP zur Wirtschaftspartei Nummer eins machen?
Punkto Ordnungspolitik sind wir seit Jahren die führende Partei.
 
Dazu passt das Ja zur 18-Prozent-Initiative aber ganz und gar nicht.
Eine Partei entscheidet nie ganz lupenrein ordnungspolitisch. Doch die Gesamtbilanz der
SVP ist erfreulich.
 
Wird die SVP, wenn Ogi zurücktritt, aus dem Bundesrat geworfen, wie es Christiane
Brunner fordert.
Ich glaube es nicht, aber das war schon immer der Wunsch der Sozialdemokraten. Sie
wollen uns draussen haben, dann werden sie stärker in der Regierung. Das müssen vor allem
die andern bürgerlichen Parteien entscheiden. Wir sind ja heute schon halb draussen.
Obwohl wir die stärkste Partei sind, haben wir nur einen Sitz im Bundesrat. Das ist ein
Auftrag zu vermehrter Opposition.
 
So gesehen ist das Ja zur 18-Prozent-Initiative nur logisch.
Wenn wir zwei Bundesräte hätten und diese beiden Bundesräte in der Partei verankert
wären, hätten die mit der Partei vorher reden müssen. Die hätten dann den SVP-Delegierten
erklären können, warum eine Regierungspartei, die zwei Sitze im Bundesrat hat, gegen
diese 18-Prozent-Initiative antreten müsste. Aber sie hätten auch darlegen müssen, was zur
Lösung des Ausländerproblems getan wird.
 
Im Grunde genommen finden Sie es ganz gut, dass die SVP die Ja-Parole ausgegeben hat.
Nein. Ich bedaure das. Aber ich verachte die SVP-Delegierten deswegen nicht.
 
 
Politiker und Unternehmer
 
Christoph Blocher, 60, ist Präsident der Aktion für eine unabhängige und neutrale
Schweiz (Auns) sowie der Zürcher Kantonalsektion der SVP. Dem Nationalrat gehört
er seit 1979 an. Blocher ist Eigentümer der Ems Chemie und ein dezidierter Gegner
einer Integration der Schweiz in die EU. 1992 verhinderte er fast im Alleingang den
EWR-Beitritt der Schweiz. Schlagzeilen gemacht hat Blocher zuletzt mit seiner 25-
seitigen Streitschrift «Freiheit statt Sozialismus», in der er zu belegen versuchte, die
SPS stehe dem faschistischen Weltbild näher als seine SVP. Blocher ist gegen die 18-
Prozent-Initiative, war aber, als die SVP in Genf überraschend die Ja-Parole fasste,
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nicht anwesend.
 


